
 

   

PRESSEMITTEILUNG 

Internationale Klimakooperation stärker in den Fokus rücken 

• Der Klimaschutz ist eine globale Herausforderung. Die Risiken des Klimawandels sowie 

die wirtschaftlichen Chancen der notwendigen Transformation sind weltweit heterogen 

verteilt. 

• Fortschritte bei der globalen Kooperation sollten durch Lastenausgleich und Technolo-

giekooperationen befördert werden. Dies dürfte private Investitionen weltweit deutlich 

stärken.  

• Die Gründung eines Klimaklubs sowie Investitionsschutzabkommen sind wichtige Ele-

mente internationaler Klimapolitik.  

Wiesbaden, 10.11.2021 –„Internationale Klimapolitik muss stärker in den Fokus rücken. 

Nur wenn es gelingt, klimafreundliche Technologien schnell zu skalieren und auch Entwick-

lungs- und Schwellenländern klimafreundliche Wachstumsperspektiven zu eröffnen, können 

wir die Ziele des Pariser Klimaabkommens erreichen. Die Kooperation mit anderen Staaten ist 

dafür mehr denn je notwendig“, erläutert Veronika Grimm, Mitglied des Sachverständigenrates. 

Die bisherigen globalen Maßnahmen dürften nicht ausreichen, um die Erderwärmung auf das 

im Pariser Klimaabkommen definierte Ziel zu begrenzen.  

Damit Fortschritte bei der globalen Kooperation erzielt werden können, sollte der Lastenaus-

gleich von fortgeschrittenen Volkswirtschaften für Entwicklungs- und Schwellenländer gestärkt 

werden. Die Transfers der fortgeschrittenen Volkswirtschaften sollten gezielt die örtlichen Rah-

menbedingungen stärken, um die politische Unsicherheit für private Investitionen zu reduzie-

ren. „Private Investitionen werden weltweit und in großem Umfang nötig sein, um Klimaneutra-

lität zu erreichen“, erläutert Veronika Grimm. „Technologiekooperationen und der gemeinsame 

Aufbau von klimafreundlichen Wertschöpfungsketten müssen im Fokus der internationalen Be-

mühungen stehen. Gelingt es, durch Lastenausgleich und technologische Kooperationen den 

Entwicklungs- und Schwellenländern nachhaltige Wachstumsperspektiven zu eröffnen, so 

könnte global der Klimaschutz beschleunigt und die Kosten für die Vermeidung von Emissionen 

verringert werden.“ 

Neben der Zusammenarbeit unter dem Dach der Vereinten Nationen (UNFCCC) ist die Koope-

ration innerhalb kleinerer Gruppen von Staaten eine wichtige Option, um Fortschritte beim Kli-

maschutz zu realisieren. Solche Kooperationen können Vorteile für die Partner schaffen, die 

über den Klimaschutz hinaus gehen. So können beispielsweise bilaterale Technologiepartner-

schaften zwischen Staaten Unternehmen die Möglichkeit bieten, frühzeitig klimafreundliche 

Technologien zu erproben und zu skalieren. Investitionsschutzabkommen kommt eine wichtige 

Rolle zu, um die notwendigen Investitionen zu mobilisieren. Handelsabkommen sollten der en-

gen Verflechtung zwischen Handel und Klima Rechnung tragen. Hierbei müssen im Einzelfall 

Kosten und Nutzen von Klimaschutzbestimmungen abgewogen werden. 

Die Risiken des Klimawandels einerseits und die wirtschaftlichen Chancen der notwendigen 

Transformation andererseits sind weltweit ungleich verteilt: Die direkten Klimarisiken wie  

Extremwetterereignisse, Temperaturanstiege und steigende Meeresspiegel treffen vor allem 



Entwicklungs- und Schwellenländer. In vielen fortgeschrittenen Volkswirtschaften entstehen 

vor allem Kosten, die aus der Anpassung der Wirtschaft und der Transformation hin zu einer 

Klimaneutralität hervorgehen. Für Staaten, deren Wohlstand auf dem Export von fossilen Ener-

gieträgern basiert, bedeutet die globale Dekarbonisierung der Verlust einer wichtigen Einkom-

mensquelle. Gleichzeitig eröffnet die Klimapolitik für viele Unternehmen neue Märkte und Ge-

winnmöglichkeiten: Der Umstieg auf erneuerbare Energien bietet einigen Staaten die Möglich-

keit, die eigene Energieabhängigkeit zu diversifizieren, anderen die Möglichkeit, Energie zu ex-

portieren. Unternehmen vor allem aus den Industriestaaten können von dem Aufbau und der 

Ausstattung der neuen Wertschöpfungsketten weltweit profitieren. Diese unterschiedlichen 

Ausgangspunkte münden in unterschiedlichen Interessen und beeinflussen entsprechend die 

klimapolitischen Verhandlungen. 

Die oben genannten Aussagen und Inhalte sind Teil des fünften Kapitels mit dem Titel ‚Globaler 

Klimaschutz: Rahmenbedingungen und Handlungsoptionen‘ aus dem Jahresgutachten 

2021/22. Dort finden sich weitere, ergänzende Informationen und Abbildungen.  

 

 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung unterstützt 

die Politik und die Öffentlichkeit in wirtschaftspolitischen Fragen und Themen. Als unabhängiges 

Gremium wurde er im Jahr 1963 gegründet und besteht aktuell aus den vier Mitgliedern Prof. Dr. 

Veronika Grimm, Prof. Dr. Monika Schnitzer, Prof. Dr. Achim Truger und Prof. Volker Wieland, 

Ph.D. Mit seinen regelmäßig veröffentlichten Gutachten soll der Sachverständigenrat dazu bei-

tragen, dass sich die Öffentlichkeit sowie die Entscheidungsträgerinnen und -träger in Politik, 

Wirtschaft und Gesellschaft ein fundiertes Urteil über die wirtschaftspolitische Entwicklung in 

Deutschland bilden können. 

 
Weitere Informationen über den Sachverständigenrat und seine Publikationen finden Sie unter 
www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de oder folgen Sie uns auf Twitter @SVR_Wirtschaft. 
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